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�ZumsiebtenMal hatte En-
de Oktober der Deutsche

Mieterbund – Landesverband
Hessen zusammen mit dem
MieterbundNordhessen zumal-
le zwei Jahre stattfindenden
KasselerMieterforum namhafte
Wissenschaftler, Wohnungs-
wirtschaftler, Wohnungspoliti-
ker, Mietervertreter und interes-
sierte Bürger nachKassel einge-
laden. Im Mittelpunkt der Ta-
gung standen Fragen zur Zu-
kunft des Wohnungsmarktes,
insbesondere wie die offizielle
Wohnungspolitik auf die zuneh-
mende Spaltung der Gesell-
schaft reagiert und inwieweit
die Wohnungspolitik und die
Wohnungswirtschaft ihrer so-
zialen Verantwortung gerecht
werden.
Landesvorsitzender Wolfgang
Hessenauer warnte in seiner Be-
grüßungsrede eindringlich vor
der Gefahr einer neuen Woh-
nungsnot in den Städten insbe-
sondere desRhein-Main-Gebie-
tes. Die Zahl der jährlichen
Wohnungsfertigstellungen wer-
de dem steigenden Wohnungs-
bedarf in den größeren Städten
nicht mehr gerecht. Durch das
Abschmelzen des preiswerten
Wohnungsbestandes würden
immer größere Bevölkerungs-
teile vom innerstädtischen
Wohnungsmarkt verdrängt. Der
Gefahr einer sozialräumlichen
Polarisierung gelte es entgegen-
zuwirken.
Auch Oberlandeskirchenrat
Landespfarrer Dr. Eberhard
Schwarz von der Evangelischen
Kirche vonKurhessen-Waldeck
machte in seinem Impulsreferat
auf dieGefahren der zunehmen-
den sozialen Spaltung und der
Verantwortung der Akteure am
Wohnungsmarkt aufmerksam.
Die entstandenen Problemlagen
am Wohnungsmarkt könnten
nur in einer gemeinsamen An-
strengung von Politik undWoh-
nungswirtschaft und durch eine
Vernetzung mit den professio-
nellen Dienstleistungen diako-
nischer Einrichtungen gemeis-
tert werden. Öffentliche Ver-
waltung, Wohnungswirtschaft,
Wohlfahrtsverbände, Vereine
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und anderemüssten sich zusam-
mentun und in konzertierter Ak-
tion die jeweilige Ausgangssi-
tuation, die Lebenslagen imGe-
meinwesen analysieren, um von
da aus zu den jeweils passenden
Problemlösungen zu kommen.
In seinemVortrag über die „He-
rausforderungen, Möglichkei-
ten und Instrumente der Stadt-
entwicklung und Wohnungspo-
litik in Zeiten des demographi-
schen Umbruchs“ betonte Prof.
Dr. Uwe Altrock vom Fachbe-
reich Architektur und Stadtpla-
nung der Universität Kassel die
Chancen und Risiken eines dif-
ferenzierten Wohnungsmark-
tes. Er hob insbesondere die
zentrale Rolle der öffentlichen
Hand hervor. Wohnungspolitik
sei in erster Linie Stadtentwick-
lungspolitik. Hier müssten die
unterschiedlichen Problemla-
gen zielgerichtet angegangen
werden. Andererseits dürfe
nicht übersehen werden, dass es
auch in Hessen künftig Regio-
nen geben werde, die einem
Schrumpfungsprozess unterlä-
gen. Altrock verwies auf das
umfangreiche Instrumentarium,
mit dessenHilfe dieseSchrump-

fungsprozesse durchaus positiv
gestaltet werden könnten.Wenn
sich allerdings die öffentliche
Hand weiter aus dem aktiven
Prozess der wohnungspoliti-
schen Gestaltung zurückziehe,
könne es zu Problemen kom-
men. Er betonte ebenfalls die
Vernetzung der Gemeinwesen-
arbeit, insbesondere in den in-
nerstädtischen Problemlagen.

Ähnlich äußerte sich der Ge-
schäftsführer der Unterneh-
mensgruppe Nassauische
Heimstätte/Wohnstadt, Prof.
Thomas Dilger, in seinem Pra-
xisbericht über das „Wohnen als
Motor der Stadtentwicklung“.
Anhand von zahlreichen Schau-
bildern erläuterte er die Mega-
themen der Stadtentwicklung in
Deutschland, wozu er insbeson-

7. Kasseler Mieterforum

Blick ins Plenum

Fachgespräche am Rande der Tagung



6/2009 MieterZeitung 1715, 07

dere den Klimaschutz, die de-
mographische Entwicklung, die
Integration und das Thema Bil-
dung zählte. Ein Unternehmen
wie die Nassauische Heimstät-
te/Wohnstadt könne nur unter-
stützend im Rahmen der offi-
ziellen Wohnungspolitik tätig
sein. Die Aufgabenfelder seien
vielfältig, sie umfassten den
Stadtumbau, die Quartiersent-
wicklung, die weitere Qualifi-
zierung der Innenstädte, die
Qualifizierung und Aufwertung
öffentlicher Räume sowie die
Anpassung der Wohnungsbe-
stände an die veränderten Be-
dürfnisse.
Prof. Dr. Walter Hanesch von
der Hochschule Darmstadt
machte in seinem Vortrag sehr
eindringlich darauf aufmerk-
sam, dass seit Mitte der 90er
Jahre ein kontinuierlicher Trend
zu einer zunehmenden Polari-
sierung und Spaltung der Ein-
kommensverteilung eingesetzt
hat. Die Armutsquote, das heißt
der Anteil der Personen, die von
weniger als 60 Prozent des Me-
dians der verfügbaren Haus-
haltseinkommen lebenmüssten,
sei zwischen 1998und2006von
12,3 Prozent auf 18,3 Prozent,
also in diesem kurzen Zeitraum
von acht Jahren um rund 50 Pro-
zent gestiegen. Nach einer Pha-
se hoher Versorgung am Woh-

nungsmarkt zeichne sich nun
wieder eine neue Wohnungsnot
ab. Der Wohnungsmarkt sei
durch große regionale Unter-
schiede in der Versorgungslage
und Wohnungsknappheit ge-
kennzeichnet. Die Spaltung der
Gesellschaft schlage sich auch
in einer Spaltung des Woh-
nungsmarktes nieder. Dies habe
zur Folge, dass die klassischen
Problemgruppen des Woh-

nungsmarktes zu den Hauptver-
lierern dieser Entwicklung ge-
hörten. Dazu zählten insbeson-
dere Haushalte mit geringem
Einkommen, Haushalte mit
Kindern, Haushalte mit auslän-
discherNationalität oderMigra-
tionshintergrund, ältere und be-
hinderteMenschen,Wohnungs-
lose und sonstige hilfebedürfti-
ge Personen. Absehbar sei eine
weitere Zunahme der sozialen
Segregation in den Städten.
Aufgabe einer sozialen und ver-
antwortungsbewussten Woh-
nungspolitik müsse es daher
sein, eine Unterversorgung im
Wohnungsbereich zu vermei-
den und jedem Bürger den Zu-
gang zu menschenwürdigem
Wohnraum zu ermöglichen.
Der Präsident des Deutschen
Mieterbundes, Dr. Franz-Georg
Rips, legte den Schwerpunkt
seiner Ausführungen auf die
großen Herausforderungen für
dieWohnungsmärkte in der Zu-
kunft. Hierzu zählte er insbe-
sondere die Energieeffizienz,
die demographische Entwick-
lung sowie die Sicherstellung
bezahlbaren Wohnraums. Bei
aller Notwendigkeit, die vor-
handenen Wohnungsbestände
zum einen den energetischen
Erfordernissen und zum ande-
ren den Bedürfnissen der verän-

derten Bevölkerungsstruktur
anzupassen, dürfe das Thema
Bezahlbarkeit des Wohnens da-
bei nicht aus demAuge verloren
werden. Das geltendeMietrecht
sei kein Hindernis für die ener-
getische Sanierung der Woh-
nungsbestände. Die ökonomi-
schen Verhältnisse setzten viel-
mehr enge Grenzen, weil die
meistenMieterhaushalte die aus
den hohen Investitionskosten
resultierenden Mieterhöhungen
nicht zahlen könnten. Deshalb
könne eine Modernisierung des
Wohnungsbestandes nur durch
alle Akteure am Wohnungs-
markt unter stärkerer Beteili-
gung der öffentlichen Hand ge-
lingen. Darüber hinaus mahnte
er den altersgerechten Umbau
der Wohnungsbestände an. Die
Anpassung der Wohnungsbe-
stände hinke der demographi-
schen Entwicklung weit hinter-
her.
Dr.Willi Hilfer, 1. Vorsitzender
des Mieterbundes Nordhessen,
dankte allen Referenten für ihre
aufschlussreichen Ausführun-
gen und schloss die Veranstal-
tung unter anderem mit den
Worten: „In der Physik bezeich-
net der Begriff ‚Kernspaltung’
einen Prozess, bei dem ein
Atomkern unter Energiefreiset-
zung in zwei oder mehrere Be-
standteile zerlegt wird. Dement-
sprechend müsste der Begriff
‚soziale Spaltung’ einenProzess
beschreiben, in dem die Gesell-
schaft in mehrere Bestandteile
zerlegt wird – und zwar unter
Energiefreisetzung. Diese Ener-
giefreisetzung ist – Beispiele
aus Frankreich und anderen
Ländern belegen das – stets ne-
gativ: Soziale Spaltung führt zu
Aggression, Aufruhr und Ge-
walt gegen Sachen und Men-
schen.“ Und weiter führte Dr.
Hilfer aus: „Es bedarf auch wei-
terhin desEngagements aller am
Wohnungsmarkt Beteiligten so-
wohl in sachlicher, personeller
als auch finanzieller Hinsicht,
um der gemeinsamen woh-
nungspolitischen Verantwor-
tung gerecht zu werden.“ �
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Mieterverein Oberursel/Ts.
Jahreshauptversammlung

Der Mieterverein Oberursel lädt herzlicht ein zur ordentlichen
Jahreshauptversammlung am Donnerstag, den 14. Januar 2010,
ab 17.00 Uhr, in seine bekannte Beratungsstelle, Hospitalstraße 9

in 61440 Oberursel/Ts. (Altes Hospital).
TAGESORDNUNG
1. Begrüßung
2. Geschäftsbericht
3. Änderung des Vereinsnamens des Mietervereins Oberursel/Ts.
in Mieterbund Oberursel/Ts. (§ 1 Ziffer 1 der Satzung)
4. Satzungsänderung (§ 7)
5. Kassenprüfung
6. Kassenprüfbericht
7. Entlastung
8. Verschiedenes

Anträge müssen bis spätestens zum 6. Januar 2010 beim
Vorstand vorliegen.

Zum Nachweis Ihrer Mitgliedschaft bittet der Verein Sie, Ihren
Mitgliedsausweis mitzubringen.
Gisela Seyboth, 1. Vorsitzende

Frankfurter Wohnungsmarktbericht
�Frankfurt - Frankfurts

Bevölkerung wächst und
dieNachfrage nachWohnungen
steigt – dies sind die Kernaussa-
gen des Frankfurter Wohnungs-
marktberichts 2008, den das
Amt für Wohnungswesen im
Herbst veröffentlicht hat.
Seit 2004 gibt es einen anhalten-
denGeburtenüberschuss und ei-
nen vermehrten Zuzug von au-
ßen. Zwar gab es in den letzten
Jahren eine leichteZunahmedes
Wohnungsbestands bei gleich-
zeitig deutlichem Bevölke-
rungszuwachs. Bei den Woh-
nungszuwächsen handelt es sich

aber meist um qualitativ hoch-
wertigen oder verbesserten
(Miet-)Wohnraum mit entspre-
chender Preisgestaltung.

Wohnungsmarkt bleibt
angespannt

Das Amt für Wohnungswesen
geht davon aus, dass sich an der
Wohnungsversorgungslage in
den nächsten Jahren insgesamt
nichts wesentlich verändern
wird. „Diese Entwicklung zeigt,
dass dieWohnungsmarktlage in
Frankfurt weiter angespannt
bleibt und das Missverhältnis

zwischen Angebot und Nach-
frage weiter wachsen wird. Der
Druck wird durch Zuzug, zum
Beispiel durch Mitarbeiter der
EZB, sogar noch weiter zuneh-
men“, kommentiert Jens Gi-
witz, Geschäftsführer des DMB
Mieterschutzvereins Frankfurt
am Main, den Wohnungsmark-
bericht.

Investitionen in sozialen
Wohnungsneubau

Die Stadt Frankfurt beabsichtigt,
verstärkt in den sozialen Woh-
nungsneubau sowie den Ankauf
vonBelegrechten zu investieren.
Ziel ist es, jährlich 300Wohnun-
gen durch Neubaufördermaß-
nahmen und 500 Wohnungen
durch Ankauf von Belegungs-
rechten zusätzlich zur Versor-
gung einkommensschwacher
Bevölkerungsschichten zu ge-
winnen. Mit dem Ankauf von
Belegungsrechten soll aus dem
vorhandenenWohnraumbestand
in Frankfurt preisgebundener
Wohnraum für Haushalte gesi-

chert werden, die sich amMarkt
nicht angemessen versorgen
können und auf Unterstützung
angewiesen sind: „Wir begrüßen
die geplanten Anstrengungen
der Stadt Frankfurt, befürchten
aber, dass dies nur ein Tropfen
auf den heißen Stein sein könnte,
da in Frankfurt über 7.000Woh-
nungssuchende registriert sind.
Wir gehen davon aus, dass sich
die Wohnraumversorgung für
einkommensschwache Mieter
auch durch die hohen und weiter
steigenden Mietpreise in Frank-
furt weiter verschärfen wird“, so
Giwitz.

Sozialwohnungsbestand
schrumpft weiter

Zunehmende Wohnraummo-
dernisierung und die Reduzie-
rung des Sozialwohnungsbe-
standes führen laut Wohnungs-
marktbericht zu einer weiteren
Verknappung an preisgünsti-
gem Wohnraum. „Für beson-
ders problematisch halten wir,
dass vor allem kinderreiche
Haushalte mit langen Wartezei-
ten bei der Vermittlung einer
Wohnung rechnen müssen“, er-
läutert Giwitz. �

Mieterbund warnt vor Trick
mit Zusatzvereinbarungen
�Der Deutsche Mieterbund

– Landesverband Hessen
warnt alleMieterinnenundMie-
ter insbesondere der ehemals
gemeinnützigen Wohnungsge-
sellschaften vor neuen Zusatz-
vereinbarungen über Schön-
heitsreparaturen. In sehr vielen
älteren Mietverträgen seien die
vorhandenen Vereinbarungen
über die Durchführung von
Schönheitsreparaturen unwirk-
sam. Durch mehrere Urteile des
Bundesgerichtshofs wurde dies
ausdrücklich festgestellt.
Obwohl dieseUrteile denMitar-
beitern der Wohnungsgesell-
schaften bekannt sein dürften,
zeige die Praxis, dass diese nicht
selten versuchten, denMieterin-
nenundMietern beiVertragsbe-
endigung eine Unterschrift un-
ter Zusatzvereinbarungen zu
entlocken, mit denen sich die
Mieter zur Durchführung von
Schönheitsreparaturen ver-
pflichten, erklärte der Ver-
bandsdirektor desMieterbundes
Hessen, Jost Hemming, in
Wiesbaden. Dabei machten sich
die Wohnungsgesellschaften
die Rechtsunkenntnis vieler
Mieter zunutze.DieMieterwür-
den hier über ihre Rechtspositi-
on getäuscht.

Leider könne man nicht aus-
schließen, dass vieleMieter sich
entgegen den unwirksamen Re-
gelungen im Mietvertrag durch
die Unterschrift unter eine sol-
che Zusatzvereinbarung ver-
pflichten, die Wohnung beim
Auszug dann doch zu renovie-
ren, erklärte Hemming. Letzt-
endlich komme es hier aber auf
die jeweiligen Umstände des
Einzelfalls an.
Beim Mieterbund stößt die Pra-
xis der ehemals gemeinnützigen
Wohnungsunternehmen auf
scharfe Kritik, werde dadurch
doch der Wille des Bundesge-
richtshofs in sein Gegenteil ver-
kehrt.
DerDeutscheMieterbund–Lan-
desverband Hessen rät allen
Mieterinnen undMietern, die ihr
Mietverhältnis gekündigt haben,
ihren Mietvertrag zunächst bei
ihrem örtlichen Mieterverein
überprüfen zu lassen und vor ei-
ner solchenÜberprüfungaufkei-
nen Fall eine Zusatzvereinba-
rung zu unterschreiben. Von den
Wohnungsunternehmen erwar-
tet der Hessische Mieterbund,
dass sie endlich die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs
akzeptieren und ihr täuschendes
Verhalten unterlassen. �

Der Landesverband Hessen wünscht allen
Mitgliedern ebenso wie den Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern der Mietervereine ein frohes Weihnachts-
fest sowie Gesundheit, Glück und Erfolg

für das Jahr 2010!


